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Schutz vor Werbung 


Bürgerinnen und Bürger fühlen sich von übermäßiger Werbung bedroht 
und stehen ihr häufig wehrlos gegenüber. Briefkästen werden überfüllt, 
Hausflure, öffentliche Straßen und Plätze verunreinigt. 

Zugleich bezahlen sie letztendlich noch diese Werbeflut mit den Ver- 
braucherpreisen. 


Vorbemerkung 

Wirtschaftswerbung ist ein Grundrecht der freien Meinungsäuße- 
rung und eine Ausprägung wirtschaftlicher Freiheitsrechte. Sie 
erfüllt einen wichtigen Informationsauftrag gegenüber den Ver- 
brauchern. Sie stärkt den Prozeß der Innovation und Diffusion von 
Gütern und hält damit den notwendigen Strukturwandel, die 
Modernisierung der Wirtschaft und die wirtschaftliche Dynamik in 
Gang. Die Werbewirtschaft hat sich in Deutschland zu einem 
qualifizierten und leistungsfähigen Dienstleistungsbereich ent- 
wickelt. 


1. Welche Tendenzen und Faktoren in der Werbung bedürfen nach 
Ansicht der Bundesregierung einer kritischen Bewertung in bezug 
auf die Wahrung der Rechte der Bürgerinnen und Bürger sowie eine 
umweltgerechte Entwicklung? 


Die Rechte der Bürgerinnen und Bürger in Zusammenhang mit 
Werbung sind gerade in der Bundesrepublik Deutschland sehr 
stark gewahrt. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Wirtschaft vom 
15. Juli 1997 übermittelt 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schriftgröße - den Fragetext . 


Drucksache 13/8226 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Das deutsche Werberecht ist das restriktivste innerhalb der EU. 
Neben dem allgemein gültigen Gesetz zur Bekämpfung des un- 
lauteren Wettbewerbs (UWG) bestehen zahlreiche medien- und 
produktspezifische Vorschriften, die die Werbung einschränken. 
Insbesondere sind das: 

— die Werberegelungen des Rundfunkstaatsvertrages, 

— das Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetz, 

— das Heilmitt elwerbegesetz, 

— das Säuglingsnahrungsmittelwerbegesetz. 

Neben der staatlichen Reglementierung bestehen in vielen Berei- 
chen selbstverpflichtende Verhaltensregeln, zum größten Teil vom 
Deutschen Werberat, der selbstdisziplinären Einrichtung der 
Deutschen Werbewirtschaft, so z. B. 

— Verhaltensregeln des Deutschen Werberates für die Werbung 
mit und vor Kindern im Werbefunk und Werbefernsehen, 

— Verhaltensregeln des Deutschen Werberates für die Werbung 
für alkohoüsche Getränke, 

— Deutscher Werberat zur Werbung mit unfallriskanten Bild- 
motiven, 

— Deutscher Werberat zur Reifenwerbung, 

— Verlautbarung des Deutschen Werberates zum Thema Her- 
abwürdigung und Diskriminierung von Personen. 

Im Bereich der Tabakwerbung gelten darüber hinaus freiwillige 
Werbebeschränkungen der Zigarettenindustrie in Deutschland, 
nach denen z. B. die Zigarettenwerbung im Kino bei jugendfreien 
Filmen vor 18.00 Uhr oder in Sportstätten unzulässig ist. 

Die Werbung mit Umweltargumenten und Umweltzeichen ist ins- 
besondere am Verbot der irreführenden Werbung des UWG zu 
messen. Gerade die Möglichkeit, mittels Werbung auch auf tat- 
sächliche umweltrelevante Produktänderungen und Neuheiten 
hinweisen zu können, schafft den wirtschaftlichen Anreiz, ent- 
sprechende Produkte zu entwickeln. 


2. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß sich Bürge- 
rinnen und Bürger durch ein Übermaß an Werbung belästigt fühlen? 


Die Bundesregierung nimmt Klagen über ein Übermaß an Wer- 
bung, die ihr auch aus Bürgereingaben bekannt sind, ernst. Da- 
durch ist der Schutz der Privatspähre berührt, der durch Artikel 2 
Abs. 1 des Grundgesetzes (GG) verfassungsrechtlich abgesichert 
ist. Die Bundesregierung ist jedoch der Auffassung, daß Miß- 
stände wirksam mit den Mitteln des geltenden Rechts, insbe- 
sondere mit Hilfe von § 1 UWG bekämpft werden können. 

Die Werbung spielt in der wettbewerblich organisierten Wirtschaft 
eine wichtige Rolle. Sie informiert, sie differenziert und sie ist un- 
entbehrlich bei der Erschließung von Märkten und der Eroberung 
von Marktanteilen. Der Werbende kann sich bezüglich seiner 
freien gewerblichen Entfaltung auf Artikel 12 oder 14 GG berufen. 
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Aus diesem Grund sind gewisse Belästigungen durch Werbe- 
maßnahmen hinzunehmen, zumal es durchaus Unterschiede in 
der individuellen Bewertung von Werbung gibt: Was dem einen 
lästig ist, mag dem anderen willkommene Information sein. 

Wettbewerbswidrig, und daher nach § 1 UWG verboten, ist eine 
Werbung immer dann, wenn das Interesse des Umworbenen am 
Schutz seiner Privatsphäre (Artikel 2 Abs. 1 GG) das Interesse des 
Werbenden an freier gewerblicher Entfaltung (Artikel 12, 14 GG) 
übersteigt. Dies ist stets der Fall, wenn Werbung die Gefahr der 
„Überrumpelung" in sich birgt, wenn sie also die Entscheidungs- 
freiheit des Umworbenen unsachlich beeinträchtigt. Das ist auch 
dann der Fall, wenn nicht ganz unerhebliche Teile der ange- 
sprochenen Verkehrskreise die konkrete Werbung als uner- 
trägliche Belästigung empfinden. 

In der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes (BGH) haben 
sich folgende Fallgruppen herausgebildet: 

Gezieltes Ansprechen in der Öffentlichkeit ist wegen der damit 
verbundenen Belästigung im Regelfall unzulässig. Anders ist es 
nur bei speziellen Verkaufsveranstaltungen, bei denen solche 
verkaufsfördemden Maßnahmen üblich sind (Märkte, Jahr- 
märkte, Messen). 

Auch Telefonwerbung verstößt grundsätzlich gegen § 1 UWG und 
ist daher unzulässig. Nach der Rechtsprechung des BGH ist ein 
Eindringen in den privaten Bereich durch telefonische Werbean- 
rufe nur dann gestattet, wenn der Angerufene zuvor ausdrücklich 
oder konkludent sein Einverständnis erklärt hatte. 

Haustürwerbung wird vom BGH grundsätzlich als wettbewerbs- 
konform und daher zulässig angesehen, sofern nicht aufgrund 
besonderer Umstände die Gefahr einer untragbaren oder sonst 
wettbewerbswidrigen Belästigung und Beunruhigung des priva- 
ten Lebensbereichs gegeben wäre. Da Vertreterbesuche im Rah- 
men einer traditionell zulässigen gewerblichen Tätigkeit, dem Di- 
rektvertrieb, lägen, seien die damit normalerweise verbundenen 
Belästigungen hinzunehmen. Unzulässig ist Haustürwerbung je- 
doch dann, wenn sie sich jemand durch entsprechende Hinweise 
erkennbar verbeten hat. 

Telefaxwerbung ist ohne Einverständnis des Empfängers wegen 
der damit verbundenen Kosten auf seiten des Empfängers und der 
zeitweisen Blockade seines Empfangsgerätes grundsätzlich wett- 
bewerbswidrig und als Verstoß gegen § 1 UWG verboten. 

Die Verteilung von Handzetteln in der Öffentlichkeit ist wettbe- 
werbsrechtlich grundsätzlich zulässig, ebenso wie das Einwerfen 
von Werbematerial oder Anzeigenblättern in Briefkästen. Solches 
Material dient auch dem Interesse vieler Verbraucher, einen 
Überblick über das Leistungsangebot des werbenden Unterneh- 
mens zu erhalten, um es mit dem anderer Unternehmen verglei- 
chen zu können. Hat jedoch jemand seinen ablehnenden Willen 
erkennbar zum Ausdruck gebracht, etwa durch Aufkleber wie 
„Bitte keine Werbung und keine unentgeltlichen Zeitungen ein- 
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werfen", so hat der Werbende das zu respektieren und die Be- 
achtung durch entsprechende Organisation und Kontrolle der 
Verteilung zu gewährleisten. Solche Sperrvermerke haben auch 
Postzusteller bei der Verteilung von Postwurfsendungen zu be- 
achten. 

Gezielte Werbebriefe fallen nicht unter die erwähnten Sperr- 
vermerke und sind ein wettbewerbsrechtlich grundsätzlich zu- 
lässiges Werbemittel. Viele der Umworbenen sind an solchen In- 
formationen interessiert, wobei der Empfänger sich des Werbe- 
briefs ohne größere Umstände entledigen kann. Allerdings muß 
der werbliche Charakter des Schreibens nach dem Öffnen des 
Briefes auf den ersten Blick erkennbar sein. „Getarnte" Werbe- 
briefe sind unzulässig. 

Werbeprospekte als Zeitungsbeilagen sind wettbewerbsrechtlich 
unbedenklich; die erwähnten Sperrvermerke greifen in diesen 
Fällen nicht. Für die Zulässigkeit spricht - wie auch im Fall der 
Anzeigenwerbung in Zeitungen und Zeitschriften - neben dem 
Informationsinteresse vieler Verbraucher und dem Interesse der 
Werbenden auch der Umstand, daß solche Werbemaßnahmen ein 
wichtiges Mittel der Finanzierung dieser Medien sind, die an- 
sonsten nur zu einem erheblich höheren Preis angeboten werden 
könnten. 

Was den Inhalt der Werbung betrifft, so kann in Einzelfällen be- 
sonders geschmacklose, anstößige oder schockierende Werbung 
als Verstoß gegen § 1 UWG verboten sein, insbesondere wenn sie 
die Menschenwürde bestimmter Gruppen verletzt. 

Jeder hat die Möglichkeit, einzelne Werbemaßnahmen bei dem 
Deutschen Werberat mit Sitz in Bonn zu beanstanden. 


3. Welche Angaben sind der Bundesregierung zum Ressourcenver- 
brauch der Werbung bekannt? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Ressourcenverbrauch bei 
der gedruckten Werbung hinsichtlich einer umweltgerechten Ent- 
wicklung? 


Hierzu liegen der Bundesregierung keine statistischen Er- 
kenntnisse vor. Allerdings spielt die Wiederverwertung inaktuell 
gewordener Printwerbeträger in der Praxis eine wichtige Rolle. 
Bereits im Jahr 1993 haben sich Verlegerverbände und Papier- 
industrie zur „Arbeitsgemeinschaft Graphische Papiere" zusam- 
mengeschlossen und in einer freiwilligen Selbstverpflichtung ihre 
Bereitschaft erklärt, durch geeignete Maßnahmen die Wiederver- 
wertungsquote für graphische Papiere kontinuierlich zu steigern. 

Nach Angaben des Zentralverbandes der Deutschen Werbewirt- 
schaft (ZAW) betrug der Anteü von Altpapier an der Papier- 
produktion im Jahr 1995 58 %. Die Wiederverwertungsquote für 
graphische Papiere lag im gleichen Zeitraum bei über 60 %. 
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4 . Welche Wirkungen gehen nach Einschätzung der Bundesregierung 
von den in der Werbung eingesetzten Druckfarben und anderen 
chemischen Materialien für die Umwelt aus? 


Die für Werbedruckerzeugnisse eingesetzten Druckfarben und 
weitere chemische Materialien unterscheiden sich nicht von de- 
nen anderer Druckerzeugnisse. Werbemat erialien werden häufig 
im Flachdruck (Rollen- oder Bogenoffsetverfahren) hergestellt, 
große Auflagen auch im Tiefdruckverfahren, Spezialanwendun- 
gen im Siebdruck- oder anderen Druckverfahren. 

Von den Inhaltsstoffen der Druckfarben und von den in Druk- 
kereien benötigten Reinigungs- und Hilfsstoffen sind vor allem die 
flüchtigen organischen Lösemittel zu beachten, die je nach 
Druckverfahren im Druck-, im Trocknungsprozeß oder in klei- 
neren Mengen auch aus dem Produkt emittiert werden. Die ge- 
samten jährlichen VOC-Emissionen aus Druckereien betrugen 
1986 ca. 94 000, nach Industrieangaben 1995 ca. 50 000 t. Eine 
weitere Abschätzung ist zur Zeit in Bearbeitung. Damit trägt die 
Druckindustrie mit ca. 10 % zu den Gesamtemissionen von flüch- 
tigen organischen Verbindungen, die aus der industriellen, ge- 
werblichen und privaten Lösemittelverwendung herrühren, bei. 

Flüchtige organische Verbindungen (VOC) sind zusammen mit 
anderen Stoffen (Stickoxiden) die Vorläufersubstanzen für die 
Bildung bodennahen Ozons („ Sommersmog "). Die Reduktion der 
VOC aus allen Anwendungsbereichen ist deshalb ein wesent- 
liches Anliegen der Bundesregierung. So werden zur Zeit u. a. im 
Rahmen eines Forschungsprojektes der derzeitige Stand der 
Technik und die Emissionsminderungspotentiale zur Senkung der 
VOC-Emissionen aus Druckereien ermittelt. 

Neben den Lösemitteln gehen auch von anderen Einsatzstoffen in 
Druckereien (insbesondere Papier, Hilfsstoffe, Energie) Umwelt- 
wirkungen aus, die jedoch aufgrund der Vielzahl der Stoffe/ Ver- 
fahren etc. nicht im einzelnen dargestellt werden können. 


5. Wie werden nach Erkenntnissen der Bundesregierung Ausgaben 
für Werbung in den bisherigen Ausarbeitungen zur Gestaltung 
eines Öko-Sozialprodukts bewertet? 

Welche Auswirkungen hat die Werbung hierbei im Vergleich zu 
Berechnungen des Bruttosozialprodukts? 

Welche zahlenmäßigen Angaben liegen dazu vor? 


Die Bundesregierung hält eine umweltorientierte Ergänzung der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen für notwendig. Das ur- 
sprüngliche Ziel der Entwicklung eines einzigen hoch aggregier- 
ten Indikators, mit dem die wirtschaftliche und ökologische Ent- 
wicklung abgebildet werden kann, läßt sich allerdings nicht rea- 
lisieren (Antwort der Bundesregierung in Drucksache 13/4435 
vom 23. April 1996). 

Angaben für die Werbung werden in den Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen nicht gesondert ausgewiesen. Nach Angaben 
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des ZAW hat die Werbung in Deutschland einen Anteil am Brut- 
toinlandsprodukt von gut 1 ,5 %. 


6. In welchem Umfang trägt Werbung zu einer künstlichen Alterung 
der Produkte bei, wird durch ein - bezogen auf den Gesamt- 
ressourcenverbrauch - ungerechtfertigtes Hervorheben (oft nur 
scheinbar) neuer Eigenschaften eines Produktes ein vorzeitiges 
Aussondem alter Produkte verursacht? 

Welche Ergebnisse von Verbraucherschutzverbänden sind der 
Bundesregierung dazu bekannt? 


Bei der Werbung mit neuen Eigenschaften steht die Vereinbarkeit 
mit dem Verbot unlauterer und insbesondere irreführender Wer- 
bung im Vordergrund. Ein Werben mit irreführenden und falschen 
Eigenschaften eines Produktes ist unzulässig. Erfolgreiche Inno- 
vationen dagegen stiften Kundennutzen und machen dies der 
Zielgruppe bewußt. Dabei besteht eine Wechselwirkung zwischen 
kreativer Produktentwicklung und effizienter Marktkommunika- 
tion. Ob und inwieweit neue Produkte zu einem vorzeitigen Aus- 
sondem alter Bestände führen, ist weder der Bundesregierung 
noch der Arbeitsgemeinschaft der Verbraucherverbände bekannt. 


7 . Welche Richtlinien der Bundesregierung gibt es zur Werbeintensität 
sowie zum umweltgerechten Ressourceneinsatz in der Werbung für 
Bundesuntemehmen? 


Die Unternehmen mit Bundesbeteiligung unterliegen grundsätz- 
lich denselben Auflagen und Vorschriften wie private Unter- 
nehmen. Sonderregelungen etwa hinsichtlich der Werbeintensität 
sind nicht vereinbart. 


8. Welche Höhe erreichen nach Kenntnis der Bundesregierung an- 
teilige Ausgaben für Werbung bei einzelnen Unternehmen in der 
Lebensmittelbranche, insbesondere bei Süßwaren und alkoholi- 
schen Getränken wie Bier, Sekt, Wein, bei Tabakerzeugnissen, Zi- 
garetten, bei kosmetischen Mitteln, Waschmitteln und Versiche- 
rungen im Höchstfall? 


Der Bundesregiemng liegen keine Angaben für Werbeaufwen- 
dungen einzelner Unternehmen vor, da die Unternehmen keine 
internen betriebswirtschaftlichen Daten veröffentlichen. Sie muß 
hier auf Recherchen der Wirtschaftsverbände und der A. C. Niel- 
sen Werbeforschung S + P und sonstige externe Quellen zurück- 
greifen. Danach wurden 1996 für Werbung folgende Aufwendun- 
gen getätigt: 


Bier 

Spirituosen 

Sekt 


771 Mio. DM 
304 Mio. DM 
93 Mio. DM 


Wein 

Zigaretten, Rauchtabak, Zigarren 
inkl. Diversifikationsprodukte 

Kosmetika 

Schokolade und Süßwaren 


49 Mio. DM 

153 Mio. DM 
2 073 Mio. DM 
1 041 Mio. DM 
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9. Wie sieht das bei Bundesuntemehmen aus? 


Entscheidungen der Unternehmen mit Bundesbeteiligung über 
die Höhe ihres Werbeetats werden von diesen in eigener gesell- 
schaftlicher Verantwortung getroffen. Die jeweiligen Etatansätze 
sind der Bundesregierung nicht bekannt. 


10. Welche Ergebnisse haben Initiativen zur Einschränkung der Wer- 
bung für alkoholische Getränke bei Sportsendungen? 

Welche Maßnahmen wurden konkret ergriffen? 


Mit dem Gesetz vom 27. Mai 1994 zu dem europäischen Überein- 
kommen über das grenzüberschreitende Fernsehen sind für die 
Werbung für alkoholische Getränke strenge Grenzen geschaffen 
worden. Bei der Fernsehwerbung ist Artikel 15 Abs. 2 des Über- 
einkommens zu beachten, wonach u. a. der Alkohol nicht in den 
Vordergrund der Werbung gestellt werden darf. Die Werbung darf 
danach auch den Konsum von Alkohol nicht mit körperlicher Lei- 
stung in einen Zusammenhang stellen. 

Der Bundesminister für Gesundheit hat verschiedene Aktivitäten 
zur Einschränkung der Werbung für alkoholische Getränke bei 
Sportsendungen eingeleitet. Er hat zunächst in einem Schreiben 
die Intendanten der Fernsehgesellschaften gebeten, seine Be- 
mühungen, gegen übermäßige Werbung bei Sportsendungen 
vorzugehen, zu unterstützen. Antworten hegen noch nicht von al- 
len Fernsehanstalten vor. Der Vorsitzende der ARD hat eine wei- 
tere Prüfung des Anliegens im Kreise der Repräsentanten der 
Rundfunkanstalten und der Geschäftsführer der Werbegesell- 
schaften zugesagt. 

Des weiteren hat das Bundesministerium für Gesundheit Ge- 
spräche mit dem Deutschen Brauerbund und dem Zentralverband 
der Deutschen Werbewirtschaft e.V. geführt mit dem Ziel, die 
Selbstbeschränkungsregelungen bei der Werbung für alkoholi- 
sche Getränke zu erweitern. 

Gespräche zwischen dem Bundesministerium für Gesundheit und 
dem Deutschen Brauerbund (ggf. auch weiteren Verbänden der 
Alkoholindustrie) werden nach der Sommerpause aufgenommen, 
um konkrete Vorschläge zu entwickeln. 


11. Hat sich die Steuerreform-Kommissioii mit der Wirkung der Aus- 
gaben für die Werbung befaßt? 

Zu welchen Ergebnissen ist sie gelangt? 


Die Steuerreform-Kommission hat sich nicht speziell mit der steu- 
erlichen Behandlung der Ausgaben für die Werbung befaßt. All- 
gemein hat sie sich jedoch an folgendem Prinzip der Einkom- 
mensbesteuerung orientiert. Nach dem objektiven Nettoprinzip 
sind Ausgaben zur Erzielung der Erwerbseinkünfte abziehbar. 
Dementsprechend sollen Kosten für die Werbung nach den 
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Petersberger Steuervorschlägen weiterhin steuerlich geltend ge- 
macht werden können. Daran hat sich in den parlamentarischen 
Beratungen zum Entwurf des Steuerreformgesetzes 1999 nichts 
geändert. 


12. Auf welcher Bezugsbasis könnte nach Einschätzung der Bundesre- 
gierung eine Abgabe auf Werbungsausgaben, die auf eine Ver- 
minderung des Ressourcenverbrauchs insbesondere an Papier und 
Druckfarben sowie anderer umweltgefährdender Stoffe und gegen 
Innovationen um ihrer selbst willen gerichtet ist, sachgerecht er- 
hoben werden? 


Als Bezugsbasis für eine besondere Abgabe auf Werbung, die auf 
eine Verminderung des Ressourcenverbrauchs insbesondere an 
Papier, Druckfarben und umweltgefährdender anderer Stoffe ge- 
richtet ist, könnte theoretisch an den Kostenaufwand für solche 
Stoffe, oder an die Menge der dafür verbrauchten Stoffe gedacht 
werden. 

In der Praxis wäre jedoch eine Abgrenzung des Kostenaufwands 
bzw. der für Werbung verbrauchten Menge dieser Stoffe gegen- 
über Aufwand und Verbrauch für andere Zwecke nicht durch- 
führbar. 

Eine besondere Abgabe auf Werbung mit der angedachten Ziel- 
setzung könnte daher nicht sachgerecht erhoben werden. 


13. In welchen Ländern der EU wird Werbung besteuert? 

Wie gestalten sich die jeweiligen Regelungen? 

Wie hoch sind die jeweiligen Ausgaben für Werbung, und wie hoch 
sind die Steuereinnahmen im Zusammenhang mit der Werbung? 


Soweit feststellbar, wird die Werbung, zusätzlich zur Umsatz- 
steuer, in mehreren Staaten noch von weiteren Steuern bzw. steu- 
erähnlichen Abgaben erfaßt: 


Belgien: Reklame- oder Plakatsteuer (taxe d'affichage bzw. 

aanplakkingstaks) auf Plakatanschläge in der 
Öffentlichkeit, in Abhängigkeit von der Größe 
und der Papierart der Plakate, sowie auf Leucht- 
reklame; 


Frankreich: Steuer auf Fernsehwerbung (taxe sur la publicite 

televisee) in Form von festen Beträgen, die von 
der Preishöhe je Werbeeinheit abhängen; 

Italien: Gemeindesteuer auf akustische oder visuelle 

Werbeformen im Gemeindebezirk (imposta com- 
munale sulla publidtä) und Gemeindesteuer auf 
Schilder, Plakate, Zeichen und anderer Reklame- 
arten (diritti sulle pubbliche offisioni), deren Tarife 
von den Gemeinden festgelegt werden; 


Niederlande: Reklamesteuem (reclamebelastingen) mit unter- 

schiedlichen Tarifen auf bestimmte Werbemaß- 
nahmen (unter Ausschluß von Anzeigen in Zei- 
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tungen und Zeitschriften), die von den Gemein- 
den in Abhängigkeit von der Art der Werbemaß- 
nahmen (Plakate, Leuchtschilder usw.) erhoben 
werden können; 

Österreich: Ankündigungsabgaben der Gemeinden auf An- 

kündigungen durch Schrift, Büd oder Licht- 
wirkung an öffentlichen Orten oder in öffentlich 
zugänglichen Räumen mit unterschiedlichen Sät- 
zen, die vom Entgelt, der Fläche oder der Zeit- 
dauer der Werbemaßnahmen abhängen, sowie 
Anzeigenabgaben auf die entgeltliche Aufnahme 
von Anzeigen in Druckschriften von im allgemei- 
nen 10 % des Entgelts; 

Schweden: Reklamesteuer (reklamskatt) auf Anzeigen und 

andere Werbung (Plakate, Füm, Fernsehen, Wer- 
bung auf Messen und Ausstellungen, Werbe- 
drucksachen) in Höhe von 4 % bei Anzeigen in 
Tageszeitungen bzw. von 11 % in allen anderen 
Fällen; bei Werbedrucksachen sind die Her- 
stellungskosten die Bemessungsgrundlage, an- 
sonsten bemißt sie sich nach dem Entgelt; 

Spanien: die Gemeinden können Werbemaßnahmen auf 

ihrem Gebiet mit relativ unbedeutenden Steuern 
und Gebühren der verschiedensten Arten be- 
legen. 

Angaben zu den Ausgaben für Werbung liegen nicht vor. 

Die im Deutschen übliche strenge begriffliche Trennung der Ab- 
gaben in Steuern, Gebühren und Beiträge ist international nicht 
üblich; in vielen Fällen dürfte es sich daher nicht um Steuern, 
sondern um Gebühren im deutschen Sinne handeln, z. B. für die 
Überlassung von Gemeindeflächen für Werbezwecke. 

Die Einnahmen aus diesen Abgaben betragen (Stand 1994): 


Länder 

In Mio. nationaler 
Währung 

in Mio. DM 

in % der gesamten 
Steuereinnahmen 

Belgien 

- 

- 

- 

Frankreich 

162 

48 

0,0 

Italien 

600 000 

612 

0,1 

Niederlande 

- 

- 

- 

Österreich 

1682 

239 

0,3 

Schweden 

1033 

230 

0,2 

Spanien 

- 

- 

- 


- = Vemachlässigbar bzw. nicht feststellbar. 

Quelle: Revenue Statistics 1965-1995 (hrsg. von der OECD), Paris 1996 


14. Ist im europäischen Vergleich eine Abhängigkeit zwischen der Be- 
steuerung der Werbung und dem Umfang der Werbung feststellbar? 


Es liegen für kein Land Erkenntnisse über eine Abhängigkeit 
zwischen der Besteuerung der Werbung und dem Umfang der 
Werbung vor. 
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